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„Der Ausgleich der Gewerbe-

steuerausfälle durch den

Bund für 2020 ist eine große

Hilfe, doch die dauerhafte Er-

höhung des Bundesanteils

an den Unterbringungs-

kosten für Hartz-IV-Empfän-

ger von 50 auf 75 Prozent ist

die weitreichendere Verbes-

serung. Dies stellt eine echte

strukturelle Entlastung für

Wuppertal dar, denn die So-

zialleistungen in diesem Be-

reich nehmen stetig zu und

werden durch die Corona-

Pandemie noch einmal ver-

schärft“, so der Fraktionsvor-

sitzende Klaus Jürgen Reese.

„Wir fordern für die Kom-

munen vor allem eins –

Konnexität. Derjenige, der

die Musik bestellt, muss sie

auch bezahlen. Dieses Kon-

nexitätsprinzip trifft auf

viele Bereiche zu. So zum

Beispiel auch auf die wichti-

gen und unverzichtbaren So-

zialleistungen. Bund und

Land haben jahrzehntelang

in vielen und unterschiedli-

chen Bereichen diverse Leis-

tungen beschlossen – aber

dafür kein ausreichendes

Geld zur Verfügung gestellt.

Die Kommunen wurden

jedoch in die Pflicht gesetzt,

die entstehenden Kosten

dauerhaft aufzubringen. Da-

mit muss Schluss sein“, sagt

der stellvertretende Frak-

tionsvorsitzende Servet

Köksal.

„Wenn der Abbau der Alt-

schulden nachhaltig sein

soll, müssen Bund und Län-

der die aktuelle Belastung

der Kommunen auch dauer-

haft reduzieren und sich für

zukünftige Aufgaben dem

Prinzip der Konnexität ver-

pflichten. Erst dann haben

Städte wie Wuppertal wie-

der mehr Spielraum, um z. B.
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Sonderausgabe Ratsperiode 2014 bis 2020 - Rückblick und Ausblick

Liebe Leserinnen,
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aktuell vor, die schlag-
lichtartig die wichtigsten
kommunalpol it ischen
Themen der zurückliegen-
den Ratsperiode 2014-
2020 beleuchtet.



den Investitionsstau lang-

sam abzubauen und die In-

frastruktur zu verbessern.

Altschuldenfonds gefordert

Der Stärkungspakt Stadtfi-

nanzen war richtig und hilf-

reich. Ihm muss nun ein Pakt

für einen Altschuldenfonds

folgen. Will die NRW-Landes-

regierung die im Grundge-

setz geforderte Gleichwer-

tigkeit der Lebensverhält-

nisse auch für die Kom-

munen in Nordrhein-West-

falen wieder herstellen, darf

sie sich nicht länger vor ihrer

Verantwortung drücken. Um

dieser Forderung Nachdruck

zu verleihen, hat der Rat der

Stadt in seiner letzten Sit-

zung eine gemeinsame Reso-

lution für eine wirksame

Lösung des Altschuldenpro-

blems beschlossen. Hierin

wird insbesondere das Land

NRW dazu aufgefordert, sich

am Abbau der kommunalen

Altschulden zu beteiligen –

so, wie es in anderen Bun-

desländern bereits gesche-

hen ist. Die kommunale

Selbstverwaltung muss 

sichergestellt werden, damit

Städte wie Wuppertal wie-

der Handlungsspielraum ha-

ben und zielgenau durch

freiwillige Leistungen das

Leben für seine Einwohner-

innen und Einwohner ver-

bessern kann“, so Klaus

Jürgen Reese weiter.

Finanzverfassung überarbei-

ten

Servet Köksal abschließend:

„Was wir brauchen, ist eine

Überarbeitung der Finanz-

verfassung mit einer Verste-

tigung der Gewerbesteuer.

Wenn ich dann die Aussage

vom grün-schwarzen OB-

Kandidaten höre, dass

Wuppertal nach der Corona-

Krise wohl keine oder kaum

neue Gewerbeflächen mehr

braucht, stelle ich mir die

Frage, wann verstanden

wird, dass Wuppertal kein

Versuchsballon für abstrakte

Theorien ist, sondern die

Grundlage für die Zukunft

der hier lebenden Menschen

bildet."
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IKEA- Gute Entscheidung für Wuppertal

„Die SPD-Fraktion hat die

Debatte um die Ansiedlung

von IKEA am Standort

Wuppertal von Beginn an

konstruktiv begleitet“, so

Klaus Jürgen Reese, SPD-

Fraktionsvorsitzender. „Wie

bei einem Großprojekt üb-

lich, galt es u.a. abzuwägen,

wie viele Arbeitsplätze ge-

wonnen, wieviel Kaufkraft in

Wuppertal gebunden, wie

die Verkehrsbelastungen mi-

nimiert werden können und

was im Bereich Umwelt-

schutz zu berücksichtigen

ist“, erläutert Klaus Jürgen

Reese weiter.

„Allen Unkenrufen zum

Trotz hat sich die Ansiedlung

von IKEA als richtiger Schritt

für Wuppertal herausge-

stellt. Weder der befürchtete

Dauerstau, noch die ‚Wild-

Parker‘ im Wohngebiet sind

gekommen. Und auch der

Umweltschutz wurde durch

erhebliche Ausgleichsmaß-

nahmen angemessen be-

rücksichtigt, u. a. wurden 45

Fledermausnistkästen, meh-

rere Ausweichtümpel und

ein Ersatzteich für den

Kammmolch angelegt“, er-

gänzt Frank Lindgren, um-

weltpolitischer Sprecher der

Fraktion.

Zuverlässiger Projektpartner

mit sozialem Engagement

„Mittlerweile sind mehr als

200 echte Arbeitsplätze ent-

standen, und eine wichtige

Lücke im Möbelsegment

wurde durch das schwedi-

sche Möbelhaus geschlos-

sen. Rund 80 Mio. Euro hat

das Unternehmen hier inve-

tiert und sich als zuverlässi-

ger Projektpartner mit sozia-

lem Engagement für die

Stadt gezeigt. So hat IKEA in

den vergangenen Jahren ver-

schiedene soziale Projekte

mit großzügigen Spenden

unterstützt, z.B. den Tatort-

Verein ‚Wir starten gleich –

Kein Kind ohne Schulranzen‘,

die Kinder- und Jugend-

wohngruppen der Stadt

Wuppertal, die Alte Feuer-

wache oder die Aktion Kin-

dertal“, so Klaus Jürgen

Reese abschließend.



„Neben dem bereits seit eini-

gen Wochen fertiggestellten

Supermarkt an der Nevigeser

Straße entsteht aktuell eine

große Dreifach-Sporthalle

mit zusätzlicher Turnhalle

für die Schülerinnen und

Schüler des Schulzentrums

Kruppstraße. Mehr als 11,5

Millionen Euro kostet dieses

Schulbauprojekt. Wenn man

bedenkt, dass die Errichtung

der Dreifach-Sporthalle an

der Gesamtschule Langerfeld

vor knapp fünf Jahren mit

lediglich 3,7 Millionen Euro

zu Buche geschlagen hat,

wird deutlich, mit welcher

enormen Baukostensteige-

rung das städtische Gebäu-

demanagement (GMW) in

der jüngsten Vergangenheit

zu kämpfen hat“, so Renate

Warnecke, Vorsitzende des

Betriebsausschusses GMW. 

„Landauf / landab sind die

Auftragsbücher der Baufir-

men so gut gefüllt, dass sich

viele Firmen gar nicht mehr

an kommunalen Ausschrei-

bungen beteiligen. In der Fol-

ge musste allein die Sport-

halle an der Nevigeser Straße

drei Mal ausgeschrieben

werden, bis endlich im letz-

ten Jahr eine ausführende

Firma gefunden werden

konnte“, erläu-

tert Renate

Warnecke wei-

ter.

„Trotz dieser

W id r i g k e i t en

und der schwie-

rigen finanziel-

len Ausstattung,

hat das GMW in

den vergange-

nen Jahren zahl-

reiche Sportbau-

projekte realisie-

ren können. So

wurde u. a. ein Edelstahlbe-

cken in das Schwimmsport-

leistungszentrum einge-

passt, die Sanierung diverser

Turnhallen umgesetzt, und

mehrere Sportplätze konn-

ten im Zusammenspiel mit

den jeweiligen Vereinen zu

Kunstrasenplätzen umfunk-

tioniert werden. So z. B. der

Sportplatz Schönebeck am

Rott oder der Sportplatz an

der Grundstraße in Oberbar-

men“, erklärt der sportpoliti-

sche Sprecher der Fraktion,

Guido Grüning.

Freibad Mählersbeck

„Maßgeblich vorangetrieben

hat unsere Fraktion auch die

Bemühungen der Stadt, die

Sanierung des letzten städti-

schen Freibades, die Mäh-

lersbeck, auf die Schienen zu

setzen. Insbesondere dank

des Einsatzes unseres

Bundestagsabgeordneten

Helge Lindh wird diese

Maßnahme mit der Höchst-

fördersumme des Bundes für

Sportstätten mit vier Millio-

nen Euro gefördert. Das

GMW sichert die Sanierung

mit weiteren fünf Millionen

Euro ab. Neben der bauli-

chen Modernisierung wird

dort auch das Thema Lärm-

schutz berücksichtigt und

eine energetische Sanierung

vorgenommen. Nun bleibt

zu hoffen, dass dieses Sport-

bauprojekt auch ab 2021

zügig umgesetzt wird“, so

Guido Grüning abschließend.

Zahlreiche Sportbauprojekte wurden realisiert
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Der Rohbau der Sporthalle Katernberg befindet sich in den letzten Zügen. Der Innenausbau
hat pünktlich begonnen, so dass einer Fertigstellung im Sommer 2021 nichts im Wege steht.

Der Sportplatz an der Grundstraße hat nicht nur einen neuen Kunstrasen,
sondern auch eine Laufbahn mit Kunststoffbelag erhalten.
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Wuppertal ist eine wachsen-

de Stadt. Nach Angaben des

Landesbetriebs Statistik und

IT-Dienstleistungen werden

die Bevölkerungszahlen in

den Großstädten des Regie-

rungsbezirkes weiter zuneh-

men. Dadurch wird Wupper-

tal in den kommenden 20

Jahren einen Mehrbedarf

von rund 15.000 Wohnein-

heiten haben. Diese deutli-

che Veränderung in der Ein-

wohnerentwicklung und der

damit prognostizierte Mehr-

bedarf an Wohnraum hat

auch der Regionalrat des

Regierungsbezirkes Düssel-

dorf erkannt und jüngst eine

Änderung des Regionalpla-

nes mit breiter Mehrheit be-

schlossen.

„Für eine zukunftsfähige, ge-

steuerte, nachhaltige und

auch angebotsorientierte

Flächenentwicklung und ins-

besondere für den Woh-

nungsbau ist es notwendig,

neue Wohnbauflächen zu

identifizieren“, erklärt Klaus

Jürgen Reese, SPD-Fraktions-

vorsitzender und Sprecher

im Ausschuss für Stadtent-

wicklung, Wirtschaft und

Bauen. „Der Erhalt und die

weitere Schaffung von be-

zahlbarem Wohnraum ist

dabei ein fester Bestandteil

kommunaler Daseinsvor-

sorge. Deshalb wollen wir in

Wuppertal auch die Errich-

tung von öffentlich geförder-

Flächenpolitik gestalten, sozialen Wohnungsbau stärken

„Bei der von uns geforderten

Einrichtung einer Wupper-

taler Stadtentwicklungsge-

sellschaft geht es nicht allein

um die Entwicklung städte-

baulicher Problemgrund-

stücke, sondern insbesonde-

re auch um die Förderung

des Wohnungsneubaus im

Kontext der Stadtentwick-

lung. Gerade vor dem Hinter-

grund der vielschichtigen

Eigentümerstrukturen in

Wuppertal wäre eine

Stadtentwicklungsgesell-

schaft ein geeignetes Instru-

ment zur Lenkung des

Wohnungsmarktes. Bedau-

erlicherweise hat das

schwarz-grüne Kernbündnis

unserem Antrag auf Grün-

dung einer solchen Gesell-

schaft im letzten Jahr eine

Absage erteilt“, so Klaus

Jürgen Reese, stellv. Vorsit-

zender des Ausschusses für

Stadtentwicklung, Wirt-

schaft und Bauen. 

Mehrbedarf von 15.000

Wohneinheiten

„Wuppertal hat eine Fläche

von fast 170 Quadratkilo-

meter und gut 362.000 Ein-

wohnerinnen und Einwoh-

ner – Tendenz steigend. Un-

sere Stadt erwartet einen

Mehrbedarf von 15.000

Wohneinheiten in den näch-

sten zehn Jahren und auch

wir merken, dass die Im-

mobilienpreise in unserer

Stadt anziehen. Große Sor-

gen bereitet mir die Ent-

wicklung im Bereich von

Wohnungen mit Sozialbin-

dung. Die Versorgung mit

bezahlbarem Wohnraum ist

für uns ein fester Bestandteil

der kommunalen Daseins-

vorsorge. Deshalb ist es auch

so wichtig, dass die

Gemeinnützige Wohnungs-

baugesellschaft mbH

Wuppertal (GWG) wieder in

ordentlichem Fahrwasser ist

und insbesondere im Bereich

des sozialen Wohnungsbaus

unseren Wohnungsmarkt

mitgestalten kann“, so der

Fraktionsvorsitzende weiter.

„Eine breit aufgestellte

Stadtentwicklungsgesell-

schaft, mit der Stadt, ggf. der

Stadtsparkasse oder GWG

und weiteren Akteuren der

Stadtentwicklung als Ge-

sellschafter, könnte im Zu-

sammenspiel sicherlich viel

gezielter Fördermittel akqui-

rieren und nachhaltige

Lösungsansätze für Pro-

blemquartiere oder Brach-

flächen entwickeln“, so

Klaus Jürgen Reese abschlie-

ßend. 

Gründung einer Stadtentwicklungsgesellschaft
SPD-Forderung bleibt bestehen!

Ohne die Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH
(GWG) wäre es um den sozialen Wohnungsbau in
Wuppertal wohl noch deutlich schlechter gestellt. 

Eine Stadtentwicklungsgesellschaft könnte noch besser die
Potentiale unserer Stadt erkennen, gezielt Fördermittel
akquirieren und nachhaltige Lösungen für Brachen finden.
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tem Wohnraum stärken. Auf

Antrag der SPD-Fraktion

wurde ein Handlungskon-

zept zur Stärkung des sozia-

len Wohnungsbaus einge-

bracht und in der Juni-

Ratssitzung dieses Jahres be-

schlossen“, so Klaus Jürgen

Reese weiter.

Mieten sind gestiegen

Thomas Kring, sozialpoliti-

scher Sprecher und Mitglied

im Ausschuss für Stadtent-

wicklung, Wirtschaft und

Bauen, führt weiter aus: „Der

soziale Wohnungsbau ist für

uns ein wichtiges Instru-

ment, um ein qualitativ gu-

tes Wohnraumangebot in

unserer Stadt auch für Men-

schen mit geringerem Ein-

kommen sicherzustellen.

Auch in Wuppertal sind die

Mieten in den letzten Jahren

sichtbar gestiegen, die

Preissteigerung innerhalb

des letzten Jahrzehnts be-

trägt rund 36 Prozent.

Gleichzeitig nimmt die Quo-

te des öffentlich geförderten

und damit im Preis gebunde-

nen sozialen Wohnungsbaus

ständig ab. Sie beträgt heute

nur noch rund 6,6 Prozent

des Wuppertaler Wohn-

raums. Im Handlungskon-

zept vorgesehen ist jetzt eine

20-Prozent-Quote an sozia-

lem Wohnungsbau, bezogen

auf die Anzahl der Wohn-

einheiten. Diese Quote gilt

ab einer Projektgröße von 20

Wohneinheiten und 2.000

Quadratmetern Grund-

stücksfläche und gilt sowohl

für Sanierungen im Bestand,

als auch für Neubauten.“

Massiver Unterversorgung

aktiv entgegensteuern

Klaus Jürgen Reese abschlie-

ßend: „Das Handlungskon-

zept arbeitet nochmal klar

heraus, dass die Zahl der

preisgebundenen Wohnun-

gen um fast 28 Prozent sinkt,

wenn dieser Entwicklung

nicht entgegengesteuert

wird. Entsprechend ist davon

auszugehen, dass die Ziel-

gruppe für den sozialen

Wohnungsbau mit einer

massiven Unterversorgung

an entsprechendem Wohn-

raum konfrontiert wäre. Der

Logik folgend sehen wir uns

mit der Intention unseres

Antrages und der Umset-

zung durch das Handlungs-

konzept sowie mit unserem

politischen Grundsatz, auch

in der Flächenpolitik den

Dreiklang aus Ökologie, Sozi-

alem und Ökonomie im Blick

zu behalten, klar bestätigt.“

Eine gute kommunale Da-

seinsvorsorge ist ein wichti-

ger Beitrag für eine gute Le-

bensqualität vor Ort. Die

kommunale Hand sorgt, ge-

meinsam mit öffentlichen

und privaten Unternehmen,

jeden Tag für einen funktio-

nierenden Alltag: Die Ver-

sorgung mit Energie und

Wasser, die Entsorgung von

Müll und Abwasser, der

ÖPNV, gepflegte Parks, be-

zahlbarer Wohnraum und

vieles mehr zählen dazu. 

„Die Abfallwirtschafts-

gesellschaft (AWG) und die

Stadtwerke (WSW) können

einige Projekte vorweisen,

die richtungsweisend sind.

Zuletzt gehören dazu z. B.

der Ausbau der Fernwärme-

trasse mit der Nutzungs-

umstellung der Energiever-

sorgung auf Abwärme aus

dem Müllheizkraftwerk - das

alte Kohlekraftwerk in

Elberfeld konnte dafür still-

gelegt werden - und ganz

aktuell die Einführung von

Wasserstoffbussen. Diese

werden mit am Müllheiz-

kraftwerk selbst produzier-

tem Wasserstoff betankt“,

erklärt Klaus Jürgen Reese,

SPD-Fraktionsvorsitzender.

3.000 preisgedämpfte Woh-

nungen

Der stellv. Fraktionsvorsit-

zende Servet Köksal ergänzt:

„Ein wichtiger, weiterer Fak-

tor ist für uns der Erhalt von

bezahlbarem Wohnraum.

Wohnen wird zunehmend zu

einer der zentralen sozialen

Fragen. Deshalb zahlt sich

unser Einsatz für den Erhalt

und die Konsolidierung der

Gemeinnützigen Wohnungs-

baugesellschaft mbH (GWG)

aus. Das war ein richtiger

und wichtiger Schritt, weil

rund ein Drittel der GWG-

Wohnungen öffentlich ge-

fördert sind. Dies soll auch in

Zukunft so bleiben. Insge-

samt bietet das Unterneh-

men rund 3.000 preisge-

dämpfte Wohnungen an und

sorgt so maßgeblich für

bezahlbares Wohnen in

Wuppertal. Die für die näch-

sten 10 Jahre geplanten

Investitionen in Höhe von

130 Mio Euro, unter ande-

rem in den Wohnungs-

bestand, in gewerblich ge-

nutzte Flächen und das

Heidter Carré mit einer Kita,

begrüßen wir sehr.“

„Wir wollen ein funktionie-

rendes und lebenswertes

Umfeld für Wuppertals Bür-

gerinnen und Bürger und

attraktive Standorte für die

Wirtschaft erhalten und

schaffen. Der Gleichklang

aus Ökonomie, Sozialem und

Ökologie zieht sich wie ein

roter Faden durch sämtliche

unserer politischen Entschei-

dungen“, fasst Klaus Jürgen

Reese abschließend zusam-

men.

Standortfaktor kommunale Daseinsvorsorge

Der Bau der Mietwohnungen und der angrenzenden AWO-
KiTa am Heidter Berg haben bereits begonnen.
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Föderung Radverkehr in Wuppertal

„Das Fahrrad ist in Wupper-

tal, trotz der topografischen

Besonderheiten, zu einem

wichtigen Bestandteil der

Nahmobilität geworden. Die

ständig wachsende Bedeu-

tung der E-Mobilität beim

Fahrrad, die gerade in unse-

rer bergigen Stadt große

Chancen bietet, trägt zu die-

ser positiven Entwicklung

bei“, erläutert Volker

Dittgen, Vorsitzender des

Ausschusses für Verkehr.

„Die Nordbahn-, die Samba-

und auch die Schwarzbach-

trasse erschließen für das

Fahrrad ganz neue Verkehrs-

verbindungen. Unser fortlau-

fender Einsatz im Rahmen

des Projektes ‚Fahrradstadt

Wuppertal 2025‘ gilt insbe-

sondere besseren Anschluss-

verbindungen der Trassen

allgemein, sowie der Nord-

bahntrasse an die Innen-

städte, einer weiteren, tal-

achsenparallelen Radwege-

verbindung zwischen den

Zentren von Elberfeld und

Barmen sowie den fortlau-

fenden Radwegeausbau bei

Straßensanierungen. Auch

für überregionale Anbin-

dungen an unser bestehen-

des Radwegenetz machen

wir uns stark: Eine Rad-

Schnellverbindung zwischen

Wuppertal und Düsseldorf

wollen wir voranbringen.“

Sedat Ugurman, verkehrspo-

litischer Sprecher der SPD-

Ratsfraktion, ergänzt: „Das

aktualisierte Radverkehrs-

konzept, welches 2019

beschlossen wurde, zeigt die

stadtweiten Leitlinien auf

und bildet das Gerüst für die

weiteren Maßnahmen. So

sind für die ‚Fahrradstadt

Wuppertal 2025‘ unter ande-

rem auch die vielen mehr

oder weniger großen und

kleinen Maßnahmen in den

Stadtbezirken von Relevanz.

Hier nenne ich als Beispiele

die gegenläufige Öffnung

von Einbahnstraßen für

Fahrräder, die Errichtung von

Schutzstreifen, Radabstell-

anlagen sowie neue Ver-

kehrsführungen für Fahrrad-

fahrende.“

„Natürlich darf der Radver-

kehr nicht allein betrachtet

werden, sondern muss viel-

mehr als Teil eines großen

Mobilitätskonzeptes gese-

hen werden. Denn auch

wenn der Radverkehr zuneh-

mend an Bedeutung ge-

winnt, müssen wir erkennen,

dass der Verkehrsraum be-

grenzt ist und neben dem

Fahrrad noch weitere Indivi-

dualverkehrsteilnehmerin-

nen und -teilnehmer sowie

der ÖPNV berücksichtigt

werden müssen. Wir werden

die gesamte Mobilitätsent-

wicklung in unserer Stadt

weiter positiv begleiten und

verantwortungsvolle Ent-

scheidungen im Sinne aller

Wuppertaler und Wupper-

talerinnen treffen“, so Volker

Dittgen abschließend.

Zu einer besonderen Stadt-

erkundung hatte die SPD-

Ratsfraktion eingeladen: Ge-

meinsam mit dem SPD-

Stadtverordneten Ioannis

Stergiopoulos und dem da-

maligen Vorsitzenden im

Beirat der Menschen mit

Behinderung, Hans Bernd

Engels, beide Rollstuhlfahrer,

ging es auf Tour durch

Barmen und Elberfeld, inklu-

sive Schwebebahnfahrten.

„Wir möchten die Menschen

für unsere Themen sensibili-

sieren und dazu bewegen,

einmal bewusst die Pers-

pektive zu wechseln und

unsere Stadt aus der Sicht

von mobilitätseingeschränk-

ten Menschen zu betrachten

und zu erfahren“, erklären

Hans Bernd Engels und

Ioannis Stergiopoulos, die

die Route der Tour mit fest-

gelegt hatten.

„Wuppertal ist auf einem

guten Weg und bezieht die

Inklusion, die Barrieren be-

seitigt, in alle Planungen ein.

Das schreibt auch das

Handlungsprogramm zur

Wuppertaler Inklusionspoli-

tik ‚Ein Wuppertal für Alle‘

vor, das auf den Vorgaben

der UN-Behindertenrechts-

konvention fußt und für alle

Bereiche der Verwaltung gilt.

Natürlich ist die Stadt nicht

von jetzt auf gleich barriere-

frei, aber alle Geschäfts-

bereiche arbeiten an Verbes-

serungen. Es muss als Gene-

rationenaufgabe gesehen

werden, den Weg hin zu

einer inklusiven Gesellschaft

zu schaffen“, ergänzt der so-

zialpolitische Sprecher der

SPD-Ratsfraktion, Thomas

Kring. „Aber auch im Pri-

vaten, z. B. beim Parken oder

Mülltonne rausstellen, kann

jeder Einzelne helfen, indem

er oder sie daran denkt und

darauf Rücksicht nimmt,

dass z. B. für Menschen mit

Rollatoren, Kinderwagen

oder Rollstuhlfahrerinnen

und Rollstuhlfahrer ein

Hindernis auf dem Gehweg

schnell zu einer unüberwind-

baren Barriere werden

kann“, so Ioannis

Stergiopoulos abschließend.

Im Rollstuhl durch Wuppertal

Nicht mehr zu übersehen:
Die neue Rad- und Fußweg-
markierung an der Vogel-
sangstraße/Ecke Westfa-
lenweg.

Barrierefreiheit muss immer und immer wieder zum Thema
gemacht werden, damit sie langsam aber sicher selbstverständli-
cher Bestandteil eines gemeinsamen Zusammenlebens wird. 
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Das machte die Verwal-

tungsantwort auf eine Große

Anfrage der SPD-Ratsfrakti-

on deutlich: „Konkret hat un-

sere Fraktion nachgefragt,

wie die Stadt Wuppertal in

Sachen CO2-Einsparung in

Bezug auf die Zielvorgaben

des Pariser Klimaschutzab-

kommens bzw. des daraus

abgeleiteten, verschärften

Bundesklimaschutzgesetzes

aufgestellt ist“, erläutert

Klaus Jürgen Reese, Vorsit-

zender der SPD-Ratsfraktion.

„Die Bewältigung des Kli-

mawandels ist eine globale

Herausforderung, der wir

auch hier vor Ort, auf kom-

munaler Ebene, mit unseren

Entscheidungen begegnen

müssen. Das Projekt ‚H2-W -

Wasserstoffmobilität für

Wuppertal‘ ist ein solcher

Beitrag, der erheblich zur

CO2-Einsparung beitragen

wird. Die ersten 10 Busse mit

Wasserstoffantrieb rollen

bereits seit Juni durch

Wuppertal – so gut wie emis-

sionsfrei. Die Umstellung der

Fernwärmeversorgung mit

Wärme aus dem Müllheiz-

kraftwerk auf Korzert ist ein

weiteres, ganz großes Rad in

Sachen CO2-Reduzierung.

Durch die damit verbundene

Stilllegung des Kohlekraft-

werkes in Elberfeld belasten

in Wuppertal 450.000 Ton-

nen CO2 pro Jahr weniger die

Umwelt. Dies entspricht dem

jährlichen CO2-Ausstoß von

120.000 Autos. Auch die

Förderung des Radverkehrs,

unterstützt durch das Rad-

verkehrskonzept, und viele

weitere städtische Maßnah-

men werden mittel- und

langfristig zu weiteren Ver-

besserungen des Stadtkli-

mas führen“, verdeutlicht

Klaus Jürgen Reese.

Senkung der Treibhausgase

(THG) um 40 Prozent

„Entsprechend kann sich die

Stadt Wuppertal mit ihren

Aktivitäten, hin zu einer kli-

mafreundlicheren Stadt und

der bisherigen Bilanz, z. B.

zur CO2-Einsparung, sehen

lassen“, führt Frank

Lindgren, umweltpolitischer

Sprecher der SPD-

Ratsfraktion, aus. „Die

Treibhausgas (THG)-

Emissionen konnten laut

aktueller Prognose der Ver-

waltung seit 1990 bis heute

um mehr als 40 % gesenkt

werden. Damit hätte

Wuppertal das THG-Min-

derungsziel der Bundesre-

gierung (minus 40 Prozent

bis 2020) sogar übererfüllt.

Übrigens: Der ‚Green-City-

Plan‘ der Stadt Wuppertal

wurde als einer der fünf

besten Luftreinhaltepläne in

Deutschland prämiert und

auch die bereits genannten

Projekte zur Wasserstoff-

mobilität und Fernwär-

meversorgung aus

dem Müllheizkraft -

werk finden bun-

desweit Beachtung

und haben Vorbild-

charakter.“

„Das in der Juni-Sit-

zung des Rates vor-

gestellte städtische

Kl imaschutzkon-

zept zeigt weiterge-

hende, konkrete

Maßnahmen auf,

um an das große

Pariser Klimaziel ei-

ner weitestgehen-

den THG-Neutrali-

tät ab 2050 heran-

zukommen. Dabei

setzen wir uns wei-

terhin dafür ein,

dass auch hier der

Gleichklang der

Nachhaltigkeit aus Öko-

nomie, Ökologie und Sozial-

em in Wuppertal erhalten

bleibt. Mit der bisherigen Bi-

lanz können wir zwar noch

lange nicht die Hände in den

Schoß legen, aber wir freuen

uns über das bereits Erreich-

te und dürfen optimistisch in

die Zukunft blicken“, so

Klaus Jürgen Reese abschlie-

ßend.

Klimaschutz: Wuppertal erreicht EU- und Bundesvorgaben

Das Klimaschutzkonzept für die Stadt
Wuppertal umfasst 609 Seiten.

„Der aktuelle städtische

Lärmaktionsplan zeigt Lärm-

Brennpunkte auf und be-

schreibt Maßnahmen zur

Eindämmung derselben.

Hauptlärmverursacher ist in

Wuppertal demnach der

Straßenverkehr. Insbeson-

dere die Autobahnen A 46

und A 1 sind Hauptquellen

von belastendem Lärm in

unserer Stadt. „Entsprech-

end lassen wir nicht nach,

uns beim Bund und dem

Land NRW für besseren

Lärmschutz einzusetzen. Die

A 46 hat heute, anders als zu

Zeiten ihres Baus geplant,

eine überregionale Bedeu-

tung. Entsprechend groß ist

das Verkehrsaufkommen auf

dieser Autobahn und ihrer

Zubringer. Gerade deshalb

erwarten wir, dass im Zuge

des Ausbaus und der

Sanierungen die Lärmschutz-

maßnahmen erheblich er-

weitert werden“, so Volker

Dittgen, Vorsitzender des

Verkehrsausschusses.

Glaswände haben Lärm nicht

wesentlich reduziert

„Zuletzt haben wir beispiels-

weise im Verkehrsausschuss

hinterfragt, welche Schall-

schutzmaßnahmen im Zuge

der Sanierung der Brücke

Uellendahler Straße instal-

liert werden sollen. Auch die

Bewohnerinnen und Be-

wohner der Mirker Höhe

haben ein berechtigtes In-

teresse daran, dass sich die

Lärmsituation grundlegend

verbessert. Die Glaswände

am südlichen Brückenrand

der bestehenden Autobahn-

Effektiver Lärmschutz für mehr Wohnqualität

Fortsetzung auf S. 8
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brücke Uellendahler

Straße haben in der Ver-

gangenheit jedenfalls

nicht für die gewünschte

Reduzierung der Schall-

emissionen gesorgt. Die

Installation hat vielmehr

die Schallemissionen auf

die gegenüberliegende

Wohnbebauung Mirker

Höhe reflektiert“, erklärt

Sedat Ugurman, ver-

kehrspolitischer Spre-

cher der SPD-Fraktion.

Volker Dittgen stellt

abschließend fest: „Der

durch die Autobahnen verur-

sachte Lärm ist ein entschei-

dender Faktor für die Wohn-

qualität in autobahnnahen

Wohngebieten. Aus diesem

Grunde sollten zukünftige

Lärmschutzmaßnahmen ef-

fektiver sein und damit die

Wohnqualität der betroffe-

nen Wuppertaler Wohnbe-

bauungen nachhaltig ver-

bessern.“

Fortsetzung von S. 7

Mit der Eröffnung der neuen

Fernwärmetrasse, die das

Müllheizkraftwerk auf Kor-

zert an das bestehende Fern-

wärmenetz im Tal an-

schließt, konnte das alte

Kohle-Heizkraftwerk an der

Kabelstraße in Elberfeld

2018 außer Betrieb genom-

men werden. Damit wurde

nach fast 120 Jahren des

Betriebs am Standort Elber-

feld dieses Kapitel der

Energieversorgung in Wup-

pertal endgültig geschlos-

sen. „Das ist ein ganz großes

Rad in Sachen Klimaschutz

und Luftqualität für unsere

Stadt“, erklärt Frank

Lindgren, umweltpolitischer

Sprecher der SPD-Ratsfrak-

tion. „Die Energiewende

betrifft neben Strom insbe-

sondere auch Wärme. Über

40 Prozent des CO2-Aussto-

ßes werden durch Wärme-

bedarf verursacht. Nach

Angaben der Wuppertaler

Stadtwerke verringert sich

der Kohlendioxid-Ausstoß

durch die Umstellung von

Kohleheizkraft auf Müllheiz-

kraft zur Fernwärmeversor-

gung um rund 450.000

Tonnen pro Jahr. Dies ent-

spricht dem jährlichen CO2-

Ausstoß von 120.000 Autos.

Zusätzlich werden etwa 200

Tonnen Stickoxide (NOx) im

Jahr vermieden.“

Nutzung der Abwärme ist

sinnvoll und nachhaltig 

Der Vorsitzende der SPD-

Ratsfraktion, Klaus Jürgen

Reese, Aufsichtsratsvorsit-

zender der Abfallwirtschafts-

gesellschaft Wuppertal mbH

(AWG), fügt hinzu. „Das

Wuppertaler Beispiel – die

Nutzung der Abwärme aus

der Müllverbrennung für die

Wärmeversorgung, u. a. von

Privathaushalten, Industrie-

betrieben und städtischen

Gebäuden – findet bundes-

weit Beachtung.“ Und Reese

weiter: „Die Stilllegung des

alten Kohlekraftwerks, das

auch Fernwärme geliefert

hat, bringt neben dem

erheblichen Nutzen für die

Umwelt übrigens auch

finanzielle Vorteile: Die

Wärmeenergie aus der

Müllverbrennung ist ja ohne-

hin vorhanden.

Diese dann wei-

ter zu nutzen,

ist konsequent,

sinnvoll und

nachhaltig.“

„Durch den Ver-

zicht der Ver-

stromung von

Kohle in Wup-

pertal werden

die Treibhaus-

gas- und Stick-

oxidemissionen

sowie die Fein-

staubbelastung

erheblich verrin-

gert. Damit ist

Wuppertal dem

Erreichen der

K l imaschutz -

ziele und der

Verwirklichung

des Luftreinhal-

teplans einen

d e u t l i c h e n

Schritt näher

g e k ommen “ ,

fasst Frank

Lindgren ab-

schließend zu-

sammen.

Ein richtig großer Sprung in Sachen Klimaschutz: Kohlekraftwerk aus,
Fernwärme an

Die Umstellung von Müllheizkraft auf
Fernwärmeversorgung verringert den
Kohlendioxid-Ausstoß in Wuppertal um
rund 450.000 Tonnen. 

Das Quartier ‘Mirker Höhe’ wird durch die Glaswandkonstruktion
entlang der A 46 sogar noch stärker mit Lärm belästigt als zuvor.
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„Ich bin schon ein bisschen

wehmütig, dass das Seil-

bahnprojekt nicht die erfor-

derliche Zustimmung gefun-

den hat. Das ist zwar vergos-

sene Milch, aber die Seilbahn

wäre für die Bergische Uni-

versität in jeder Hinsicht ein

Glücksfall gewesen. Nun

müssen wir stattdessen mit

vereinten Kräften dafür Sor-

ge tragen, dass die Bus-An-

bindung im Rahmen der

bestehenden Möglichkeiten

verbessert wird“, so Volker

Dittgen, Vorsitzender des

Verkehrsausschusses. 

„Hierzu hat der Verkehrs-

ausschuss Anfang dieses

Jahres einer Beschlussvor-

lage der Verwaltung zuge-

stimmt, die unter anderem

den Zwei-Richtungs-Verkehr

am Oberen Grifflenberg vor-

sieht. Die Studierenden und

Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter der Uni könnten

dadurch von einer deutlich

verbesserten Busanbindung

profitieren. Gleichzeitig er-

warten wir, dass die Ver-

handlungen mit den WSW

für kurzfristige Maßnahmen

zügig vorangebracht wer-

den“, ergänzt Sedat

Ugurman, verkehrspoliti-

scher Sprecher der Fraktion.

„Hier gilt insbesondere, die

bislang angebotenen Trans-

portkapazitäten zum Cam-

pus Grifflenberg durch die

WSW auszuweiten. Aber

auch von Seiten der Uni kann

durch gestaffelte Vor-

lesungsanfangszeiten

u. U. eine zeitliche Ent-

zerrung des Fahrgast-

aufkommens erzielt

werden. Dies alles sind

Lösungsansätze, die in

der Summe sicherlich

eine Verbesserung dar-

stellen werden. Der

große Wurf, wie es ein

so leistungsfähiges Ver-

kehrsmittel wie eine

Seilbahn gewesen

wäre, wird uns mit diesen

Teillösungen allerdings nicht

gelingen“, bedauert Volker

Dittgen abschließend.

Das prominent besetzte

Treffen der alljährlich auf

Einladung der SPD-Ratsfrak-

tion stattfindenden Treffen

von SPD-Stadtverordneten,

dem Oberbürgermeister und

Verwaltungsmitgliedern mit

den Wuppertaler Vorstän-

den der Kleingartenvereine

ist längst Tradition. Frank

Lindgren, umweltpolitischer

Sprecher der SPD-Ratsfrak-

tion, erklärt dazu: „Uns liegt

der regelmäßige Austausch

mit den Gartenfreundinnen

und -freunden sehr am

Herzen. Die Kleingarten-

anlagen – 117 sind es in

Wuppertal, die im Stadtver-

band Wuppertal der Garten-

freunde organisiert sind, mit

fast 7.000 Einzelgärten –

sind ein prägender und wich-

tiger Teil unserer Stadt. Die

Kleingartenanlagen sind öf-

fentlich zugänglich und bil-

den so auch wohnortnahe

Erholungs- und häufig auch

Spielmöglichkeiten für Kin-

der. Auch ökologisch sind die

Kleingartenanlagen von be-

sonderem Interesse und

gewinnen in der Diskussion

um Insektensterben und

schlechte Stadtluft zuneh-

mend an Bedeutung.“

Anliegen der Gartenfreunde

„Fragen und An-

liegen der Klein-

gärtner, die bei den

jährlichen Treffen

durch die Anwe-

senheit von Politik,

Verwaltung und

Vorstand des

Stadtverbandes

Wuppertal der

Ga r t e n f r e unde

meist schnell und

unkompliziert ge-

klärt werden kön-

nen, betreffen z. B.

Spielgeräte in den

Anlagen, die Verkehrssiche-

rungspflicht, Grünschnitt-

entsorgung und die häufig

problematische Suche nach

Nachwuchskräften für die

Vorstandsarbeit der Klein-

gartenvereine. 

Neben dem praktischen Nut-

zen dieser Treffen, möchten

wir im Rahmen dieser

Veranstaltung auch unsere

große Wertschätzung ge-

genüber den ehrenamtlich

tätigen Vorständen der

Kleingartenvereine und den

Kleingärtnerinnen und -gärt-

nern insgesamt zum Aus-

druck bringen“, ergänzt der

Fraktionsvorsitzende Klaus

Jürgen Reese. „Auch für die

Zukunft versprechen wir

daher: Fortsetzung folgt!“

Wichtiger Dialog mit Wuppertaler Kleingärtnern

Uni-Anbindung an den Hauptbahnhof muss verbessert werden

Die Anbindung der Uni an die
Innenstadt, bzw. an den
Döppersberg, muss unbedingt
verbessert werden.

Wie so viele der 117 Wuppertaler Kleingartenanlagen ist auch die
Anlage am Missionsberg ein wunderschönes und idyllisches Kleinod. 



Schulbaumaßnahmen - Tolle Projekte umgesetzt

„Eine ganze Reihe von

Schulbauprojekten sind in

dieser letzten Ratsperiode

umgesetzt worden: Das

Berufskolleg „Am Haspel“

wurde vollständig saniert,

eine Gesamtsanierung des

Wilhelm-Dörpfeld-Gymna-

siums realisiert, diverse

Grundschulen teilweise oder

wie z. B. die Grundschulen

Kruppstraße und Nathrather

Straße komplett saniert, der

Ausbau des Offenen Ganz-

tags an zahlreichen Stand-

orten massiv vorangetrieben

und der Bau der 6.

Gesamtschule umgesetzt.

Die dazugehörige Vierfach-

sporthalle wird den Schü-

lerinnen und Schülern ab

dem Schuljahr 2021/22 zur

Verfügung stehen. Eine gute

Bilanz, wie ich finde“, erklärt

Renate Warnecke, Vorsit-

zende des Ausschusses für

Schule und Bildung. 

„Das Schulbauprogramm der

letzten Jahre kann sich sehen

lassen. 

Tatsache ist aber auch, dass

wir mit dem Bau gar nicht so

schnell nachkommen, wie

die Schülerzahlen wachsen.

Wuppertal ist – entgegen

eines langjährigen Trends –

wieder eine wachsende

Stadt. Für das Jahr 2025 wird

von ca. 367.000 Einwohnern

ausgegangen. Das ist ein po-

sitiver Trend, doch resultie-

ren daraus für die städti-

schen Einrichtungen auch

Herausforderungen. Auch

und vor allem im Bereich der

Schulen. Steigende Schüler-

zahlen erfordern zusätzli-

chen Schulraum. In wenigen

Jahren werden wir ca. 2000

Schülerinnen und Schüler

zusätzlich unterbringen

müssen. Das ist keine Schätz-

zahl, diese Kinder sind

bereits auf der Welt“, so

Servet Köksal, Sprecher im

Ausschuss für Schule und

Bildung.

„In 2018 haben wir eine

Schulentwicklungsplanung

beschlossen, die aufgrund

dieser Entwicklungen neben

zahlreichen Erweiterungs-

maßnahmen im Schulbe-

stand auch den Bau einer

zusätzlichen dreizügigen

Grundschule in Wichling-

hausen und einer weiteren

sechszügigen Gesamtschule

im Wuppertaler Osten vor-

sieht. Diese Baumaßnahmen

müssen nun zügig realisiert

werden, denn die Stadt

Wuppertal muss als Schul-

träger auch zukünftig ausrei-

chend Schulraum zur Ver-

fügung stellen“, so Renate

Warnecke abschließend.

Die 6. Gesamtschule und der Neubau der städt.
Grundschule Kruppstraße (oben) bilden zusammen nun das
Schulzentrum Kruppstraße.
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Preisträger beim Wettbe-
werb „Schulen planen und
bauen“ 2013 der Montag-
stiftung — das Wilhelm-
Dörpfeld-Gymnasium.

„Allein in den letzten vier

Jahren sind im Offenen

Ganztag rund 900 OGS-

Plätze hinzugekommen. Da-

mit liegt die Versorgungs-

quote bei ca. 39,5 Prozent.

Dass das noch nicht aus-

reicht, ist vollkommen klar,

aber wir gehen Schritt für

Schritt in die richtige

Richtung - nicht zuletzt auch

Dank des Förderprogramms

‚Gute Schule 2020‘ “, erklärt

Renate Warnecke, Vorsit-

zende des Ausschusses für

Schule und Bildung. 

„Aktuell kann die Stadt

Wuppertal fast 5.000

Schülerinnen und Schülern

einen Platz im Offenen

Ganztag anbieten. Da wir im

Laufe dieser Ratsperiode die

Fördersätze für den OGS-

Bereich strukturell um 1,5

Prozent erhöht haben, inves-

tieren wir aber nicht nur in

die Anzahl der Plätze, son-

dern auch in die Qualität des

Ganztags“, ergänzt Servet

Köksal, Sprecher im Aus-

schuss für Schule und

Bildung. Servet Köksal wei-

ter: „Der Vorstoß des

Kernbündnisses aus CDU

und GRÜNEN, die Elternbei-

träge zu erhöhen, um so den

weiteren Ausbau finanzieren

zu können, war jedoch ein

absoluter Systembruch.

Durch die Erhöhung von

Elternbeiträgen den Ausbau

städtischer Einrichtungen zu

finanzieren, ist ein eiskalter,

unsozialer und ungerechter

Weg."

„Jeder neu geschaffene Platz

ist eine gute Nachricht, denn

die Zusage für einen

Betreuungsplatz ist in den

allermeisten Fällen der ent-

scheidende Faktor, um Fa-

milie und Beruf unter einen

Hut bringen zu können. Die

weitere Ausbauphase muss

jetzt allerdings dringend

Antworten für die Schulen

finden, die augenscheinlich

keine räumlichen Erweite-

rungsmöglichkeiten vorwei-

sen können. Aber auch hier

bin ich zuversichtlich, dass

die Fachverwaltung gangba-

re Lösungen finden wird“, so

Renate Warnecke abschlie-

ßend.

Ausbau Offener Ganztag - wir bleiben dran! 

Fast 5.000 OGS-Plätze kann
Wuppertal aktuell anbieten.
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„Die Einführung der neuen

Beitragstabelle für Kinder-

tageseinrichtungen hat in

jedem Fall zu mehr sozialer

Gerechtigkeit geführt, denn

sie orientiert sich deutlich

besser an der jeweiligen Ein-

kommenssituation der El-

tern und ist im Ganzen sozial

gerechter gestaltet. Ein spä-

terer Gebühreneinstieg und

eine feinere Abstufung der

Einkommensgrenzen im Be-

reich der mittleren Einkom-

men haben ihre Wirkung

nicht verfehlt und ich bin

stolz, dass wir das in dieser

Ratsperiode umsetzen konn-

ten“, so Renate Warnecke,

Vorsitzende des Jugendhilfe-

ausschusses (JHA).

„Mit der Unterstützung un-

serer Fraktion konnte insbe-

sondere auch der KiTa-Aus-

bau in unserer Stadt wesent-

lich vorangetrieben werden.

Seit 2014 sind 32 zusätzliche

Kindertageseinrichtungen in

Wuppertal entstanden, was

über die ganze Stadt verteilt

ein Plus von 2.461 Plätzen

ausmacht. Zum Stichtag

01.08.2020 werden wir ins-

gesamt 12.992 Betreuungs-

plätzen vorhalten. Das ist ein

deutlicher Zuwachs. 

„Kommen mit dem Ausbau

kaum hinterher“

Durch die stetig steigenden

Kinderzahlen bedeutet diese

Entwicklung gleichzeitig,

dass wir die Betreuungsquo-

te für unter dreijährige Kin-

der nur um ganze 4 Prozent-

punkte, also von 85 auf 89 %

verbessern konnten. Das

macht deutlich, dass wir mit

dem Ausbau der Plätze kaum

hinterherkommen und die-

ses Thema auch zukünftig

ganz maßgeblich die früh-

kindliche Bildungspolitik in

unserer Stadt beschäftigen

wird“, so Dilek Engin,

Sprecherin im JHA. 

„Eine große Hilfe waren

sicherlich die Bundesmittel

zum bedarfsgerechten Aus-

bau von Betreuungsplätzen,

das hat der ganzen Sache

einen ordentlichen Anschub

gegeben. Was mir allerdings

große Sorge bereitet, ist die

Suche nach geeigneten

Grundstücken insbesondere

in den dicht besiedelten

Quartieren. Da wo die mei-

sten Plätze benötigt werden,

im Wuppertaler Osten, ist

die Grundstücksfrage am

schwierigsten. Hier sind jetzt

wirklich kreative und vor

allem bedarfsgerechte Lö-

sungen gefragt“, so die stell-

vertretende Fraktionsvorsit-

zende Renate Warnecke

abschließend.

Frühkindliche Bildung: 
Mehr soziale Gerechtigkeit und Ausweitung des KiTa-Ausbaus

Die Neugestaltung der Spiel-

plätze Matthäusstraße,

Allensteinstraße, Giesen-

berg, Windhuk- und Ein-

trachtstraße, die Aufwer-

tung des Nordparks inklusive

Spiel- und Bolzplatz, der

‚BOB-Campus‘ auf dem ehe-

maligen Gelände der Bün-

ger-Textilwerke, Haushüte-

projekte, Fassadenprogram-

me: Die Liste der bereits

umgesetzten und in Umset-

zung befindlichen Maßnah-

men, die mit Mitteln aus

dem Förderprogramm Sozi-

ale Stadt allein in den letzten

fünf Jahren umgesetzt wer-

den konnten, ist lang.

„Wir freuen uns sehr über

diese Förderungen, die den

Quartieren Oberbarmen/

Wichlinghausen sowie

Heckinghausen im Wupper-

taler Osten zugutekommen,

denn hier ist der Bedarf be-

sonders groß“, erklärt Renate

Warnecke, die stellvertreten-

de Vorsitzende der SPD-

Ratsfraktion und Vorsit-

zende des  Jugendhilfeaus-

schusses. „Natürlich müssen

wir auch die nicht durch das

Programm ‚Soziale Stadt‘ ge-

förderten Quartiere im Blick

behalten. Daher begrüßen

wir auch, dass für das Haus-

haltsjahr 2020 weitere ca.

630.000 Euro an städtischen

Mitteln für die Neugestal-

tung von Spielflächen zur

Verfügung gestellt wurden.

Gleich drei weitere Spiel-

plätze können so in diesem

Jahr saniert werden.“ 

Der stellvertretende Frak-

tionsvorsitzende Servet

Köksal verdeutlicht abschlie-

ßend: „Es ist gut und wichtig,

dass die städtische Vor-

habenliste sukzessive nach

Prioritäten abgearbeitet wird

und gute Teile der Fördermit-

tel aus dem Programm ‘Sozi-

ale Stadt’ in die Sanierung

von Spielflächen fließen. Al-

lein kann die Stadt Wupper-

tal keine Riesensprünge

machen, und es gibt noch

viel zu tun in Sachen Spiel-

flächensanierung. Daher

haben wir zuletzt beantragt,

dass die Verwaltung prüft,

inwieweit sie ihre Anstren-

gung noch steigern kann, um

die vorgezogene Instandset-

zung und Wiederherstellung

der Verkehrssicherheit und

Bespielbarkeit von Spiel-

plätzen zu beschleunigen.

Leider fehlten CDU und GRÜ-

NEN im Stadtrat die Hand-

lungsbereitschaft, unseren

Antrag zu beschließen. Da-

mit hat das Kernbündnis lei-

der ein weiteres Mal belegt,

dass es einen Kernstillstand

für unsere Stadt bedeutet.“

Mit Städtebauförderprogramm ‚Soziale Stadt‘ vieles gewuppt

Das großzügig angelegte Außengelände der Kindertages-
einrichtung an der Rudolfstraße liegt direkt oberhalb des
Sportplatzes und bietet viel Platz zum Spielen.

Der Nordpark hat durch die
‘Soziale Stadt’ eine enorme
Aufwertung erfahren.
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Der Umbau des Döppersbergs und die damit verbundende lang währende Sperrung der B 7 hat für die meisten
Wuppertalerinnen und Wuppertaler eine ziemliche Belastung dargestellt. Auch wenn das Thema ‘Mauersteine’ Politik
und Verwaltung noch einige Jahre beschäftigen wird, ist der neu gestaltete Döppersberg ein gelungenes Eingangstor
für die Besucherinnen und Besucher unserer Stadt. Der untere Platz wirkt sehr einladend und ist Dank des Einsatzes
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der ESW (Eigenbetrieb Straßenreinigung Wuppertal) ausgesprochen sauber. 

Der Döppersberg - ein gelungenes Eingangstor für unsere Stadt

„Seit dem 1. Januar 2019 ist

das Teilhabechancengesetz

(THCG) des Bundes in Kraft.

Langzeitarbeitslosen Men-

schen wird über das neue

Bundesgesetz der Weg in

langfristig ausgelegte aus-

kömmliche Jobs und damit

in den Wiedereinstieg ins

Berufsleben geebnet. Insbe-

sondere freuen wir uns dar-

über, dass die SPD-For-

derung nach einer tariflichen

Bezahlung der Geförderten,

und nicht nur nach Mindest-

lohn, nach hartem Ringen

mit der CDU auf Bundes-

ebene, durchgesetzt werden

konnte“, erklärt Thomas

Kring, sozialpolitischer Spre-

cher der SPD-Ratsfraktion.

„Über 300 Menschen hat das

Wuppertaler Jobcenter über

das neue Gesetz allein in

2019 in sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung ver-

mittelt, mindestens 220 wei-

tere sollten in 2020 hinzu-

kommen. Auf ca. 130 der 300

Stellen haben Wuppertaler

übrigens Aufgaben über-

nommen, deren Erledigung

zur Lebensqualität aller

Wuppertalerinnen und Wup-

pertaler beitragen. Sie pfle-

gen beispielsweise die Nord-

bahntrasse, die Hardt oder

das Wupperufer, kümmern

sich als Schulgesundheits-

assistentinnen und -assis-

tenten um Schülerinnen und

Schüler oder arbeiten in

Stadtteiltreffs.“

Gelungene Reintegration

Der Stadtverordnete Arif Izgi,

Mitglied im Sozialausschuss,

führt weiter aus: „Für die

Umsetzung des THCG erhält

das Wuppertaler Jobcenter

seit 2019 jährlich rund 7 Mio.

Euro zusätzliche Eingliede-

rungsmittel vom Bund. Sehr

zu begrüßen ist, dass die

Stadt Wuppertal im Rahmen

dieses Gesetzes zusätzlich

500.000 Euro pro Jahr für die

Förderung von Arbeitsplät-

zen im kommunalen und

öffentlichen Interesse bereit-

stellt. Eine hohe Bedeutung

messen wir zudem dem Coa-

ching bei, das die Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer

im Rahmen des Programms

erhalten. Wir sind sicher,

dass das mit zum guten

Gelingen der Reintegration

der Langzeitarbeitslosen in

den Beruf beiträgt. Im Mit-

telpunkt der Förderung ste-

hen laut Angabe des Jobcen-

ters die Interessen der ver-

mittelten Menschen und

nicht die wirtschaftlichen In-

teressen des Arbeitgebers.

So wird auch ein besonderes

Augenmerk auf die Prüfung

der potentiellen neuen Ar-

beitgeber gelegt. Das zahlt

sich aus: Nur 8 % der ge-

schlossenen Arbeitsverträge

mussten wieder aufgelöst

werden. Das sei, laut Angabe

des Jobcenters, ein hervorra-

gender Wert im Vergleich zu

früheren Programmen.“

Corona-Pandemie

„Das neue Gesetz bietet

guten Grund zur Hoffnung,

dass Langzeitarbeitslose an

den insgesamt positiven

Entwicklungen am Arbeits-

markt in Zukunft teilhaben

können. Einen Einschnitt in

diese Entwicklungen bildet

die Corona-Pandemie. Inwie-

fern und in welchem Aus-

maß der soziale Arbeits-

markt betroffen ist, darüber

wird die Verwaltung nach

der Sommerpause berichten.

Die SPD-Ratsfraktion hatte

dazu in der Juni-Sitzung des

Sozialausschusses einen An-

trag gestellt“, ergänzt

Thomas Kring abschließend.

Teilhabechancengesetz: Eine neue Perspektive für Langzeitarbeitslose
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„Lasst uns mehr Wuppertal

wagen“, so lautete eine

Schlagzeile in der überregio-

nalen Presse vor einigen Jah-

ren. Mittlerweile steht dieser

Satz als Synonym für großes

ehrenamtliches Engagement

– und das trifft in ganz be-

sonderem Maße auf die

Wuppertaler Bevölkerung

während der Flüchtlingskrise

im Jahr 2015 zu“, so der Vor-

sitzende des Integrations-

rates Johannes van Bebber.

„Wuppertal ist in den letzten

Jahren deutlich bunter und

vielfältiger geworden – und

das ist auch gut so! Noch im

Jahre 2013 beschrieben De-

mografen aufgrund der ab-

nehmenden Bevölkerungs-

zahl ein düsteres Zukunfts-

bild für unsere Heimatstadt.

Doch heute, im Jahr 2020,

liegt die Einwohnerzahl wie-

der bei über 362.000. Die

Geburtenrate ist in den letz-

ten Jahren wieder angestie-

gen und ein weiterer Grund 

für die steigende Bevölke-

rungszahl ist die Zuwande-

rung aus dem europäischen

und nichteuropäischen Aus-

land“, so Ulrike Fischer, Mit-

glied im Integrationsrat.

„Gerade bei der Aufnahme

von geflüchteten Menschen

hat Wuppertal beispielhafte

Arbeit geleistet. Und damit

meine ich nicht nur die

Stadtverwaltung, sondern

die gesamte Stadtgesell-

schaft. Was die zahlreichen

Ehrenamtler in kürzester Zeit

hier auf die Beine gestellt

haben, war schlicht beein-

druckend. Diese positive

Grundhaltung den Geflüch-

teten gegenüber, die über-

wiegende Unterbringung der

Flüchtlinge in privaten Woh-

nungen und unsere Gast-

freundschaft insgesamt fand

bundesweite Beachtung. Ich

habe diese Zeit hier über-

haupt nicht als krisenhaft

empfunden ,

sondern eher

als ein großes

Aneinander-

rücken der de-

mokratischen

Kräfte. Ein ge-

lungener Ausdruck hierfür

war die gemeinsame Spen-

denaktion der Sitzungsgel-

der der Sonderratssitzung,

die von den ganz rechtsau-

ßenstehenden Ratsmitglie-

dern im Januar 2016 bean-

tragt wurde. Das Geld ging

zu 100 Prozent an die

Wuppertaler Flüchtlings-

beratung. Wir können stolz

sein auf unsere Willkom-

menskultur“, so Johannes

van Bebber abschließend. 

„Lasst uns mehr Wuppertal wagen“ Integration in Wuppertal

„Viele Menschen, die in

unserer Stadt wohnen, sind

sich bislang gar nicht

bewusst, dass sie ein Recht

auf Teilhabe an demokrati-

schen Gremienwahlen in

Deutschland haben. Für uns

ist es deshalb ganz beson-

ders wichtig, dass der Inte-

grationsausschuss deutlich

mehr in den Fokus der

Stadtgesellschaft rückt. Ich

denke, die SPD-Ratsfraktion

hat in der vergangenen

Ratsperiode ihren Teil dazu

beigetragen, dass dies auch

ein Stück weit gelungen ist“,

so Johannes van Bebber, Vor-

sitzender des Integrations-

rates.

„Wir haben bei der Einfüh-

rung der neuen Wahlord-

nung Wert darauf gelegt,

dass diese auch eine eindeu-

tige Vertretungsregel für die

direkt gewählten Ausschuss-

mitglieder vorsieht. Bislang

war dies nicht der Fall, und

dies wurde in der Vergan-

genheit immer wieder kriti-

siert. Des Weiteren hat sich

unsere Fraktion dafür stark

gemacht, dass die Wahl zum

Integrationsausschuss 2020

durch eine möglichst breite

Öffentlichkeitsarbeit beglei-

tet wird. Auf diese Weise

kann nochmal explizit auf

die Möglichkeit der direkten

Teilhabe hingewiesen wer-

den und wir erhoffen uns

dadurch bei der Wahl am 13.

September eine deutlich

höhere Wahlbeteiligung“, er-

gänzt Ulrike Fischer, Mitglied

im Integrationsrat.

Fokus auf den Integrationsrat

„Eigentlich hätte der bundes-

weite erste Friedhof in musli-

mischer Trägerschaft schon

im letzten Jahr eröffnet wer-

den sollen. An der Krum-

macherstraße in der Varres-

beck, in direkter Nachbar-

schaft zu einem jüdischen

und einem evangelischen

Friedhof. Leider konnte der

Verein die erforderlichen

500.000 Euro Herrichtungs-

kosten noch nicht in Gänze

zusammentragen. Das ist be-

sonders bedauerlich, da das

einzige muslimische Gräber-

feld auf dem Friedhof in

Ronsdorf schon ausge-

schöpft ist“, erklärt Johannes

van Bebber, Vorsitzender des

Integrationsrates.

„Es ist eine schwierige Situ-

ation, denn eigentlich sollte

es doch vollkommen normal

sein, dass Menschen mit

muslimischer Religion nicht

nur hier leben, arbeiten und

zur Schule gehen, sondern

auch in Wuppertal beerdigt

werden können. Menschen,

die einen Großteil ihres

Lebens in Deutschland woh-

nen und Wuppertal als ihre

Heimat bezeichnen, sollten

auch in ihrer Heimat bestat-

tet werden können – und

zwar so, wie die islamischen

Bestattungsriten dies vorse-

hen“, so Ulrike Fischer, Mit-

glied im Integrationsrat.

„Wir würden uns deshalb

freuen, wenn dieses wichtige

Integrationsprojekt bald rea-

lisiert werden kann und wer-

den auch zukünftig die An-

strengungen des muslimi-

schen Trägervereins wohl-

wollend und konstruktiv

begleiten“, so Johannes van

Bebber abschließend.

Vielfalt des Glaubens
Bedarf für Muslimischen Friedhof wächst

Im Haus der Integration an der
Bundesallee tagt i. d. R. der
WuppertalerIntegrationsrat.

Wer das Projekt finanziell
unterstützen möchte, kann
dies über die Spendenplatt-
form betterplace.org tun.

Wuppertal zeigt Flagge gegen Rassismus.
© Stadt Wuppertal|Medienzentrum



Kommentar des Fraktionsvorsitzenden Klaus Jürgen Reese
Liebe Leserinnen, 

liebe Leser,

mit dieser Ausgabe von rat

aktuell liegt Ihnen ein

Rückblick auf die bald aus-

laufende Kommunalwahl-

periode 2014 bis 2020 vor.

Diese ungewöhnlich lange

Periode ist der Vorgabe ge-

schuldet, dass jetzt wieder

die Oberbürgermeister und

Räte gemeinsam gewählt

werden. Eine Vorgabe, die

ich ausdrücklich begrüße.

Ich begrüße dieses, da

Kommunalpolitik der Be-

reich von Politik ist, der un-

mittelbar in Ihrem und unser

aller Lebensumfeld stattfin-

det. Oder wie es die

Friedrich-Ebert-Stiftung defi-

niert hat: „Hier werden viele

Entscheidungen darüber ge-

troffen, was vor unserer

Haustüre passiert. Keine an-

dere politische Ebene ist den

Bürgerinnen und Bürgern so

nah, wie die Kommunalpoli-

tik. Kommunalpolitik ist die

Politik vor unserer Haustür.

Nur wenn möglichst viele

Menschen mitmachen, ist

Kommunalpolitik lebendig

und vielfältig. Und nur so

können die Interessen von

möglichst vielen berücksich-

tigt werden.“

Der erste und einfachste

Schritt zur Beteiligung

beginnt mit dem Gang zum

Wahllokal oder der Teil-

nahme in Form der Brief-

wahl. Bitte bedenken Sie!

Am 13. September finden

gleich vier Wahlen statt. Die

Wahl um das Amt des

Oberbürgermeisters, zum

Stadtrat, den Bezirksvertre-

tungen und zum Integra-

tionsausschuss. Und ich

appelliere an Sie, nutzen Sie

diese Chance und machen

Sie bitte von Ihrem

Wahlrecht Gebrauch! 

Herzlichst,

Ihr Klaus Jürgen Reese
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„Nachdem unsere Fraktion

das Projekt ‚Engels 2020‘, das

sind die Feierlichkeiten und

Events rund um den 200sten

Geburtstag des Barmers

Friedrich Engels am 28.

November 2020, von Anfang

an gefordert und positiv be-

gleitet hat, sind wir endlich

im großen Engelsjahr ange-

kommen. Auch wenn einige

Veranstaltungen coronabe-

dingt ausfallen, verschoben

oder in geänderter Form

stattfinden mussten und

müssen, freuen wir uns sehr

über das vielfältige Pro-

gramm mit der großen Son-

derausstellung ‚Friedrich

Engels - Ein Gespenst geht

um in Europa‘ als eins der

Highlights“, so Bürgermeis-

terin Ursula Schulz, kulturpo-

litische Sprecherin der SPD-

Ratsfraktion.

„Insbesondere freuen wir

uns auch auf die Wieder-

eröffnung des sanierten En-

gelshauses und des neu kon-

zeptionierten Museums für

Frühindustrialisierung. Das

Ensemble, Engelshaus und

Museum in der Remise wird

zudem durch einen gläser-

nen Verbindungsbau, das

neue Besucherzentrum, auf-

gewertet und dem Engels-

quartier in Barmen neue

Strahlkraft verleihen. Die fei-

erliche Wiedereröffnung ist

für Friedrich Engels‘

Geburtstag am 28.

November dieses Jahres ge-

plant“, ergänzt der Frak-

tionsvorsitzende der SPD-

Ratsfraktion Klaus Jürgen

Reese, Sprecher im Aus-

schuss für Stadtentwicklung.

„Immer wieder haben wir im

Kulturausschuss in den ver-

gangenen Jahren daran erin-

nert, wie wichtig dieses

Datum für Wuppertal ist und

haben regelmäßig Sach-

standsberichte zu den

Planungen des Veranstal-

tungsjahres und die Umbau-

ten an Museum und Engels-

haus betreffend gefordert.

Denn der 1820 in Barmen ge-

borene Friedrich Engels ist ei-

ner der berühmtesten Söhne

unserer Stadt. Das Eventjahr

rund um seinen 200sten Ge-

burtstag hat entsprechend

internationale Strahlkraft, es

werden – sobald die Maß-

nahmen zur Eindämmung

der Pandemie dieses erlau-

ben und es Lockerungen der

aktuellen Beschränkungen

gibt -  Gäste aus aller Welt

erwartet. Für das Veranstal-

tungsjahr hat auch der Bund

Mittel in Höhe von 1,1

Millionen Euro zur Ver-

fügung gestellt“, erklärt

Ursula Schulz abschließend.

Vielfältiges Programm zum
200. Geburtstag von Friedrich
Engels.

Angekommen im Engelsjahr 2020

„Auf kommunaler Ebene kön-
nen wir nur mit den bestehen-
den Haushaltsmitteln arbeiten,
um zusätzliche Hilfen für die
freie Szene zur Verfügung stel-
len zu können. Daneben kön-
nen wir nur an Land und Bund
appellieren, dass die angekün-
digten Kompensationspro-
gramme möglichst zügig um-

gesetzt werden und die Mittel
bei den Kommunen ankom-
men. Diese Instrumente be-
dient die SPD-Ratsfraktion mit
ihrem aktuellen Ratsantrag. So
wurde auf unseren Antrag hin
unter anderem beschlossen,
die Mittel des Von der Heydt-
Kulturpreises umzuwidmen
und einen Solidaritätszuschlag

auf nicht ermäßigte Eintritts-
karten bei den Wuppertaler
Bühnen zu erheben. Die Gelder,
insgesamt 60.000 Euro, werden
der freien Kulturszene als
Sonderförderung zur Ver-
fügung gestellt“,erklärt
Ursula Schulz, kulturpoliti-
sche Sprecherin der SPD-
Fraktion.

Die freie Kulturszene muss erhalten bleiben

Wuppertal lebt von und durch
seine vielfältige freie Szene.


